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1. Der Bankenfachverband und die von ihm vertretenen Kreditbanken 
 
Der Bankenfachverband ist die säulenübergreifende Interessenvertretung der Kredit-
banken in Deutschland. Neben privaten Geschäftsbanken sind auch Institute aus dem 
genossenschaftlichen Sektor sowie aus der Sparkassen-Finanzgruppe in der Mitglied-
schaft vertreten. Damit sind Institute aus allen drei Säulen des deutschen Banken- 
systems im Bankenfachverband repräsentiert. Der Verband vertritt die spezifischen 
Interessen seiner Mitglieder in der privaten Konsumfinanzierung, in der gewerblichen 
Investitions- und Ausrüstungsfinanzierung sowie in der Automobilfinanzierung in 
Deutschland. 
 
Die Kreditbanken haben mehr als 240 Milliarden Euro an Verbraucher und Unterneh-
men ausgeliehen und fördern auf diese Weise Wirtschaft und Konjunktur. Das Ge-
schäft der Kreditbanken hat mithin einen stark realwirtschaftlich geprägten Fokus. In 
diesem Zusammenhang hat auch die Finanzierung am Point of Sale (PoS) für die Mit-
glieder eine große Bedeutung. Die Kreditbanken sind mit etwa 100.000 Händlerkoope-
rationen Marktführer in der Absatzfinanzierung. Neben Kraftfahrzeugen finanzieren 
die Kreditbanken am PoS beispielsweise Waren wie Möbel, Küchen oder Elektronik 
für Privatkunden sowie Maschinen und sonstige Ausrüstungsinvestitionen für Gewer-
bekunden. Die Kreditbanken erfüllen mit der Vergabe von Krediten an private Haus-
halte und Unternehmen eine zentrale Funktion in der Finanzierung der Realwirtschaft. 
 
Weitere Einzelheiten zum Bankenfachverband und zu seinen Mitgliedsunternehmen 
sowie zum Finanzierungsgeschäft (z.B. Marktstudien) sind unter www.bfach.de abruf-
bar. 
 
 

2. Rückkehr zur Prinzipienorientierung erfordert weitere Anstrengun-
gen über die MaRisk hinaus 

 
Als Bankenfachverband engagieren wir uns für einen substanziellen und spürbaren 
Rückbau überbordender Bürokratie und Regulierung. Daher unterstützen wir aus-
drücklich die grundlegende Überarbeitung der MaRisk und das damit verbundene Ziel, 
die in den MaRisk enthaltenen Regelungen proportionaler und prinzipienorientierter 
auszugestalten. Für den konstruktiven Dialog im Vorfeld der Konsultation, zum Bei-
spiel im Rahmen des MaRisk-Fachgremiums, möchten wir uns nochmals recht herz-
lich bedanken. Der nunmehr vorgelegte Konsultationsentwurf kann aus unserer Sicht 
einen wesentlichen Beitrag dazu leisten, die MaRisk wieder praxisgerechter, risikoori-
entierter und verhältnismäßiger zu gestalten. 
 

http://www.bfach.de/
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Damit der intendierte Paradigmenwechsel hin zu mehr Prinzipienorientierung und we-
niger Detailvorgaben sowie zu mehr Eigenverantwortung der Institute auch gelingen 
kann, bedarf es zudem einer entsprechenden Neuausrichtung der Prüfungspraxis, so-
wohl in bankaufsichtlichen MaRisk-Prüfungen als auch in Jahresabschlussprüfungen. 
In diesem Zusammenhang erachten wir das Engagement der deutschen Finanzauf-
sicht für mehr Verhältnismäßigkeit im Rahmen von Prüfungen für unverzichtbar, da-
mit sich die Rückkehr zur Prinzipienorientierung nicht lediglich auf die regulatorischen 
Vorgaben der MaRisk beschränkt. Entscheidend wird vielmehr sein, dass proportio-
nale Spielräume in der praktischen Anwendung auch tatsächlich genutzt werden kön-
nen und dass diese in der Praxis nicht durch Detailvorgaben und Prüfungsmaßstäbe 
wieder ausgehebelt werden. 
 
Über die MaRisk-Novelle hinaus ist allerdings auch eine erhebliche Vereinfachung des 
europäischen Regulierungsrahmens dringend geboten, um die überbordende Büro-
kratie und Komplexität in der bestehenden Bankenregulierung weiter zu reduzieren. 
Die gelebte Praxis in der EU-Finanzmarktregulierung, bei der zunehmend Regelset-
zungen unterhalb der Basisrechtsakte des Europäischen Parlaments und der Mitglied-
staaten (Level I) mittels delegierter Rechtsakte (Level II) oder in Form von Leitlinien 
und Q&A-Auslegungen (Level III) im Wesentlichen durch die EBA kodifiziert werden, 
hat im Ergebnis zu einem überkomplexen, unverhältnismäßigen und kaum mehr 
handhabbaren Regulierungsdickicht geführt. Daher sind aus unserer Sicht deutlich 
weitergehende Anstrengungen seitens des europäischen Gesetzgebers und der euro-
päischen Regulierungsbehörden für einen substanziellen Abbau der Regulierungsflut 
und Regulierungskomplexität erforderlich. 
 
Ein wichtiger Beitrag für mehr Proportionalität und weniger Komplexität in der euro-
päischen Bankenregulierung ist das von der deutschen Finanzaufsicht vorgeschlagene 
Kleinbankenregime. Wir begrüßen diesen Reformansatz ausdrücklich und gehen da-
von aus, dass eine erfolgreiche Entscheidung auf europäischer Ebene nur im Schul-
terschluss zwischen deutscher Finanzaufsicht und den hiesigen kreditwirtschaftlichen 
Verbänden gelingen kann. Von daher bitten wir die BaFin und die Deutsche Bundes-
bank, die Anstrengungen für eine Einführung des Kleinbankenregimes unvermindert 
fortzuführen. 
 
 
3. Zusammenfassung der Kernforderungen des Bankenfachverbandes 
 
Der Bankenfachverband und seine Mitglieder unterstützen die mit der 9. MaRisk-No-
velle angestoßene Rückkehr zu einer prinzipienorientierten und proportionalen Ban-
kenregulierung und Bankenaufsicht ausdrücklich. Wir begrüßen insbesondere die Er-
weiterung des Adressatenkreises für proportionale Öffnungsklauseln anhand der 
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transparenten Klassifizierung in sehr kleine Institute, kleine Institute (d.h. SNCIs) und 
übrige LSIs sowie die knappere und prinzipienbasiertere Fassung zahlreicher Anfor-
derungen. Zugleich sollten sich die sich hieraus ergebenden Umsetzungs- und Gestal-
tungsspielräume auch in der Prüfungspraxis widerspiegeln und nicht durch zu klein-
teilige Prüfungsmaßstäbe konterkariert werden. 
 
Die wesentlichen Anliegen des Bankenfachverbandes und seiner Mitgliedsbanken zu 
dem Konsultationsentwurf fassen wir wie folgt zusammen: 
 
 Im Sinne einer Generalklausel sollte das den MaRisk zugrunde liegende Proporti-

onalitätsprinzip in AT 1 Tz. 3 MaRisk-E wie folgt vorangestellt werden: „Den  
MaRisk liegt das Proportionalitätsprinzip zugrunde. Danach können die Institute 
die MaRisk-Anforderungen in Abhängigkeit von ihrer Größe sowie von Art, Um-
fang, Komplexität und Risikogehalt ihrer Geschäftsaktivitäten umsetzen.“ (hierzu 
nachfolgend detailliert in Abschnitt 4.1). 

 Zur Stärkung des Proportionalitätsprinzips sollte die Vorgabe zum Zeithorizont 
von Resilienzanalysen in AT 4.3.3 Tz. 7 Satz 2 MaRisk-E wie folgt allgemeiner ge-
fasst werden: „Zusätzlich sind über einen längerfristigen Zeithorizont so genannte 
Resilienzanalysen durchzuführen.“ (hierzu nachfolgend detailliert in Abschnitt 4.4). 

 Für eine Reintegration vollausgelagerter besonderer Funktionen, die durch einen 
Entfall der Voraussetzung zur Inanspruchnahme der Öffnungsklausel nach AT 9 
Tz. 5 Satz 5 MaRisk-E erforderlich werden, sollte eine grundsätzliche Übergangs-
frist von mindestens einem Jahr vorgesehen werden (hierzu nachfolgend detail-
liert in Abschnitt 4.6). 

 Die Erläuterung zum Nachweis fehlender Kreditspreadsensitivität sollte in BTR 5 
Tz. 2 MaRisk-E klarer gefasst werden (Satz 2 der Erläuterung): „Nichtsdestotrotz 
können für bestimmte Produkte übergeordnete Betrachtungen für die Produkt-
gruppe als Ganzes angestellt werden, was ihre Nichtberücksichtigung angeht.“ 
(hierzu nachfolgend detailliert in Abschnitt 4.7). 

 Für eine angemessene und sorgfältige Umsetzung der MaRisk-Novelle sollte eine 
ausreichende Übergangsfrist von mindestens sechs Monaten vorgesehen werden. 
Falls die finale MaRisk-Fassung wie angekündigt noch im Juni 2026 veröffentlicht 
wird, sollte eine Übergangsfrist zumindest bis zum 1. Januar 2027 gewährt werden 
(hierzu nachfolgend detailliert in Abschnitt 4.8). 
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4. Anmerkungen zum Konsultationsentwurf im Einzelnen 
 

4.1   Allgemeines Proportionalitätsprinzip 
  (zu AT 1 Tz. 3 MaRisk-E) 
 

 

Petitum des Bankenfachverbandes 
 
Die MaRisk-Novellierung zielt in erster Linie darauf ab, die Komplexität im Regelwerk 
zu reduzieren und die Proportionalität bei der Anwendung der MaRisk-Vorgaben 
durch die Institute zu erweitern, was wir grundsätzlich begrüßen. Wir halten es für 
sachgerecht, dass das gesamte MaRisk-Regelwerk gestrafft und prinzipienorientier-
ter ausgerichtet werden soll, um die beiden vorgenannten Ziele zu erreichen. 
 
In diesem Zusammenhang ist vorgesehen, die bisherigen vielfältigen Hinweise auf 
individuelle proportionale Beurteilungs- und Anwendungsmöglichkeiten einzelner 
Regelungen (nach der Größe des Instituts und nach Art, Umfang, Komplexität und 
Risikogehalt der Geschäftsaktivitäten) zu streichen. Im Gegenzug soll das Proportio-
nalitätsprinzip im Sinne einer Generalklausel in AT 1 Tz. 3 MaRisk-E „vor die Klam-
mer“ gezogen werden. Der Konsultationsentwurf stellt an dieser Stelle jedoch 
schwerpunktmäßig auf die besonderen proportionalen Erleichterungen für kleine 
und sehr kleine Institute ab. 
 
Da auf eine Wiederholung des allgemeinen, den MaRisk zugrunde liegenden und für 
alle MaRisk-Anwender geltenden Proportionalitätsprinzips in den einzelnen MaRisk-
Kapiteln aus Gründen der Komplexitätsreduktion verzichtet werden soll, halten wir 
eine einmalige Definition am Anfang der MaRisk für dringend erforderlich. Daher 
schlagen wir vor, in AT 1 Tz. 3 MaRisk-E die folgenden beiden Sätze voranzustellen: 
„Den MaRisk liegt das Proportionalitätsprinzip zugrunde. Danach können die Insti-
tute die MaRisk-Anforderungen in Abhängigkeit von ihrer Größe sowie von Art, Um-
fang, Komplexität und Risikogehalt ihrer Geschäftsaktivitäten umsetzen.“ 
  

 
Neben der Einführung von zwei neuen Größenklassen für die Zwecke proportionaler 
Erleichterungen und Öffnungsklauseln (kleine Institute und sehr kleine Institute) soll 
im Zuge der Novelle das den MaRisk zugrunde liegende, allgemeine Proportionalitäts-
prinzip beibehalten werden, um allen MaRisk-Anwendern grundsätzlich und weiterhin 
eine verhältnismäßige Auslegung und Anwendung der MaRisk-Regelungen zu ermög-
lichen. Hierzu zählen vor allem auch diejenigen von der BaFin beaufsichtigten Insti-
tute, die weder klein noch sehr klein sind.  
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Ausweislich der begleitenden aufsichtlichen Kommunikation zu der Konsultation der 
9. MaRisk-Novelle ist fortan die folgende Unterscheidung für eine verhältnismäßige 
Anwendung der MaRisk-Vorgaben vorgesehen: 
 

„Die proportionale Abstufung der Regeln richtet sich künftig nach einer transpa-
renten Klassifizierung. Danach wird es drei Größenklassen geben: 
 
 sehr kleine Institute mit einer Bilanzsumme von bis einer Milliarden Euro, 
 kleine Institute (Small and Non-complex Institutions – SNCIs) und 
 übrige weniger bedeutende Institute (Less Significant Institutions – LSIs).“ 

 
Diese transparente proportionale Abstufung ist sachgerecht und sollte nach unserem 
Dafürhalten dazu beitragen, die Anzahl von Auslegungs- und Anwendungsfragen, 
zum Beispiel im Rahmen von Prüfungen, spürbar zu reduzieren, was wir grundsätzlich 
begrüßen. In den zurückliegenden Jahren war zu beobachten, dass Auslegungs- und 
Umsetzungsspielräume für eine verhältnismäßige Anwendung bankaufsichtlicher 
Vorgaben durch die Prüfungspraxis zunehmend eingeengt wurden. Mit dieser neuen 
dreistufigen Klassifizierung dürfte die konkrete Anwendung des Proportionalitätsprin-
zips einfacher und transparenter möglich sein. 
 
Im Rahmen des MaRisk-Fachgremiums und darüber hinaus bestand stets Einigkeit 
dahingehend, dass eine proportionale Anwendung der MaRisk-Vorgaben grundsätz-
lich und für alle MaRisk-Anwender im Einklang mit der obigen dreistufigen Klassifizie-
rung möglich ist. Es ist überdies auch sachgerecht, dass die regulatorischen Anforde-
rungen der MaRisk in Abhängigkeit des jeweiligen Geschäftsmodells und Risikoprofils 
differenziert umgesetzt werden. Auf diese Weise dürfte eine Fokussierung auf die je-
weils wesentlichen Risiken ermöglicht werden, wodurch die Effizienz des Risikomana-
gements und letztlich auch die Akzeptanz des regulatorischen Rahmens erhöht wer-
den dürfte. 
 
Eine Streichung der Proportionalitätskriterien in den einzelnen MaRisk-Kapiteln ohne 
eine explizite Aufnahme in die Generalklausel des AT 1 Tz. 3 MaRisk-E würde unwei-
gerlich die Frage aufwerfen, ob für die übrigen weniger bedeutenden Institute im obi-
gen Sinne das Proportionalitätsprinzip überhaupt noch anwendbar ist, zumal AT 1 
Tz. 3 MaRisk-E mit dem Satz beginnt, dass Institute im Einzelfall über bestimmte Vor-
gaben hinausgehen müssen. Um dem Eindruck entgegenzuwirken, dass das Propor-
tionalitätsprinzip für die übrigen weniger bedeutenden Institute nur „nach oben at-
met“, d. h. im Einzelfall weitergehende Vorkehrungen verlangt, halten wir es für drin-
gend erforderlich, in AT 1 Tz. 3 MaRisk-E wie vorgeschlagen eine grundlegende Rege-
lung zur Anwendbarkeit des allgemeinen Proportionalitätsprinzips voranzustellen. 
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4.2   Stundungen | Kreditgeschäft 
  (zu AT 2.3 Tz. 3 MaRisk-E i.V.m. BTO 1 MaRisk-E) 
 

 

Petitum des Bankenfachverbandes 
 
In der Erläuterung zu AT 2.3 Tz. 3 MaRisk-E werden Stundungen im Einklang mit den 
verbraucherkreditrechtlichen Vorgaben als Kreditentscheidungen eingestuft. Um 
klarzustellen, dass bei Stundungen, die unter Risikogesichtspunkten als nicht we-
sentlich einzustufen sind, die Vereinfachungsmöglichkeiten für nicht risikorelevante 
Kreditgeschäfte nach BTO 1.1 Tz. 4 MaRisk-E anwendbar sind, schlagen wir eine ent-
sprechende Bezugnahme in der Erläuterung zu AT 2.3 Tz. 3 MaRisk-E vor. 
  

 
Wir begrüßen es ausdrücklich, dass das MaRisk-Kapitel BTO 1 zum Kreditgeschäft 
deutlich gestrafft und wieder prinzipienorientierter gefasst werden soll. Mit der sei-
nerzeitigen Umsetzung der EBA-Leitlinien für die Kreditvergabe und Überwachung 
(EBA/GL/2020/05) sind die MaRisk-Vorgaben in BTO 1 aus der Sicht des Bankenfach-
verbandes und seiner Mitgliedsbanken zu kleinteilig und zu checklistenartig geraten. 
In der Folge wurden zuvor bestehende Spielräume für die Ausgestaltung individuali-
sierter und (kosten-)effizienter Kreditprozesse erheblich eingeschränkt. Daher unter-
stützen wir in diesem Zusammenhang die Rückkehr zur Prinzipienorientierung in be-
sonderem Maße. 
 
Positiv hervorzuheben ist außerdem der Beibehalt der institutsindividuellen Abgren-
zungsmöglichkeiten zwischen risikorelevanten und nicht risikorelevanten Kreditge-
schäften sowie die damit einhergehenden Vereinfachungsmöglichkeiten für nicht risi-
korelevante Geschäfte. Damit können Institute auch weiterhin eigenverantwortlich 
festlegen, ob für nicht risikorelevante Kreditentscheidungen beispielsweise nur ein 
Votum erforderlich ist und ob die Kreditwürdigkeit mittels vereinfachter Verfahren be-
stimmt wird. 
 
In der Erläuterung zu AT 2.3 Tz. 3 MaRisk-E werden Stundungen als „keine von vorn-
herein geplanten Änderungen des Kreditverhältnisses“ und damit als Kreditentschei-
dungen eingestuft. Wir gehen davon aus, dass im Einklang mit dem bisherigen Ver-
ständnis bei Stundungen nicht risikorelevanter Kreditgeschäfte auch weiterhin die 
Vereinfachungsmöglichkeiten nach BTO 1 anwendbar sind, zum Beispiel ein Verzicht 
auf das zweite Votum. Eine klarstellende Bezugnahme auf BTO 1.1 Tz. 4 MaRisk-E wäre 
aus unserer Sicht an dieser Stelle hilfreich. 
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4.3   Strategien 
  (zu AT 4.2 Tz. 1 MaRisk-E) 
 

 

Petitum des Bankenfachverbandes 
 
Wir begrüßen es, dass die MaRisk-Vorgaben in Bezug auf die Geschäftsstrategie, die 
Risikostrategie und die IKT-Strategie in Kapitel AT 4.2 MaRisk-E knapper und klarer 
gefasst werden sollen. Auf diese Weise werden die wesentlichen Prinzipien für die 
erforderlichen Strategien von Instituten deutlicher als bisher herausgestellt. Ledig-
lich die Vorgabe zum Zyklus für eine Überprüfung und eine etwaige Anpassung der 
Geschäftsstrategie in AT 4.2 Tz. 1 Satz 4 MaRisk-E ist mit „regelmäßig und ggf. an-
lassbezogen“ allgemeiner gehalten als bislang. 
 
Dies ist zwar sachgerecht, da sich eine konkrete zeitliche Vorgabe nunmehr in § 25a 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 KWG findet. Gleichwohl halten wir es aus Transparenzgründen 
aber für erforderlich, in AT 4.2 Tz. 1 Satz 4 MaRisk-E zumindest den klarstellenden 
Hinweis „im Einklang mit § 25a Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 KWG“ zu ergänzen. 
  

 
Mit dem Inkrafttreten des Bankenrichtlinienumsetzungs- und Bürokratieentlastungs-
gesetzes (BRUBEG) wurde die folgende zeitliche Vorgabe für eine Überprüfung und 
erforderlichenfalls eine Anpassung der Strategien in § 25a Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 KWG 
aufgenommen: 
 

„…die Strategien und die hierfür eingerichteten Prozesse [sind] von kleinen und 
nicht komplexen Instituten im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 Nummer 
145 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 alle zwei Jahre und von den übrigen Institu-
ten in Abhängigkeit von Art, Umfang, Komplexität und Risikogehalt der Geschäfts-
tätigkeit regelmäßig, mindestens aber alle zwei Jahre zu überprüfen und soweit 
erforderlich anzupassen…“ 

 
Wenngleich mit dieser gesetzlichen Vorgabe die Frage des Aktualisierungszyklus ein-
deutig geregelt wird, dürfte eine Bezugnahme in AT 4.2 Tz. 1 Satz 4 MaRisk-E auf den 
entsprechenden Passus im KWG eine wertvolle „Lesehilfe“ sein. Die bisherige Fas-
sung der MaRisk hat bis dato stets eine zeitliche Vorgabe zum Aktualisierungszyklus 
enthalten. In § 25a Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 KWG wurde hierzu vor dem Inkrafttreten des 
BRUBEG am 1. April 2026 hingegen keine Angabe gemacht. Außerdem wird die Vor-
gabe zum Aktualisierungszyklus im Einklang mit der CRD VI-Richtlinie von „mindes-
tens jährlich“ (bisherige MaRisk) auf „mindestens alle zwei Jahre“ (neugefasstes 
KWG) ausgeweitet. Daher empfehlen wir, in AT 4.2 Tz. 1 Satz 4 MaRisk einen klarstel-
lenden Hinweis auf § 25a Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 KWG aufzunehmen, um die gesetzliche 
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Vorgabe zum Aktualisierungszyklus transparent hervorzuheben, ohne den Wortlaut 
der KWG-Regelung in den MaRisk zu wiederholen. 
 
 

4.4   Resilienzanalysen 
  (zu AT 4.3.3 Tz. 7 MaRisk-E) 
 

 

Petitum des Bankenfachverbandes 
 
Die deutlich prinzipienorientiertere Fassung des MaRisk-Kapitels AT 4.3.3 zu Stress-
tests und die Aufnahme weitergehender Erleichterungen für kleine bzw. sehr kleine 
Institute unterstützen wir ausdrücklich. Die neue Vorgabe zu „Resilienzanalysen“ in 
AT 4.3.3 Tz. 7 Satz 2 MaRisk-E halten wir jedoch aufgrund des dort geforderten Zeit-
horizonts „von mindestens zehn Jahren“ für zu weitgehend, da diese Anforderung 
aus unserer Sicht über die Leitlinienvorgaben hinausgeht. 
 
Daher schlagen wir vor, AT 4.3.3 Tz. 7 Satz 2 MaRisk-E wie folgt zu fassen: „Zusätzlich 
sind über einen längerfristigen Zeithorizont so genannte Resilienzanalysen durch-
zuführen.“ 
  

 
Mit der neunten MaRisk-Novelle sollen unter anderem die EBA-Leitlinien zur Umwelt-
Szenarioanalyse (EBA/GL/2025/04) umgesetzt werden. Eine wesentliche Neuerung ist 
in diesem Zusammenhang die Anforderung, so genannte „Resilienzanalysen“ durch-
zuführen. Diese sollen laut EBA-Leitlinien dazu dienen, die jeweilige Fähigkeit zum Er-
halt der strategischen Ausrichtung und der Rentabilität unter adversen Bedingungen 
zu bewerten. Wir halten es für sachgerecht, dass die entsprechenden MaRisk-Anfor-
derungen in AT 4.3.3 Tz. 7 Satz 2 nebst Erläuterung eher knapp und prinzipienbasiert 
gehalten werden. 
 
Die in AT 4.3.3 Tz. 7 Satz 2 MaRisk-E vorgesehene Vorgabe, dass Resilienzanalysen 
„über einen Zeithorizont von mindestens zehn Jahren“ durchzuführen sein sollen, 
geht nach unserem Dafürhalten jedoch über die Leitlinienvorgaben hinaus. Die EBA-
Leitlinien fordern in diesem Zusammenhang zwar einen „langfristigen Zeithorizont“ 
(Tz. 55 der EBA/GL/2025/04). Eine Spezifizierung dieses Zeithorizonts auf mindestens 
zehn Jahre erfolgt in den EBA-Leitlinien aber lediglich für die Prognosen zur risikobe-
reinigten Rentabilität (Tz. 59 der EBA/GL/2025/04). Hinzu kommt, dass Resilienzanaly-
sen den Instituten dabei helfen sollen, ihr jeweiliges Geschäftsmodell zu bewerten und 
erforderlichenfalls anzupassen, um dessen Widerstandsfähigkeit gegenüber mittel- 
bis langfristigen Umweltveränderungen sicherzustellen (Tz. 17 der EBA/GL/2025/04). 

https://eba.europa.eu/sites/default/files/2026-01/170da4c8-9b56-4fb0-ad60-94d433b7e866/Guidelines%20on%20environmental%20scenario%20analysis_DE_COR.pdf
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Ferner sehen die EBA-Leitlinien ausdrücklich eine Berücksichtigung des Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatzes vor (Tz. 21 der EBA/GL/2025/04). Daher schlagen wir vor, die Vor-
gabe in AT 4.3.3 Tz. 7 Satz 2 MaRisk-E allgemeiner zu fassen, um eine proportionale 
und an der Materialität der Risiken ausgerichtete Ausgestaltung von Resilienzanalysen 
zu ermöglichen. 
 
 

4.5   Abgrenzung zu DORA 
  (zu AT 9 Tz. 1 MaRisk-E) 
 

 

Petitum des Bankenfachverbandes 
 
Die Konsultationsfassung sieht eine deutliche Straffung des MaRisk-Kapitels AT 9 zu 
Auslagerungen vor, was wir mit Blick auf die angestrebte Komplexitätsreduktion für 
sachgerecht halten. Positiv hervorzuheben ist vor allem die vorgesehene Klarstel-
lung, dass ausgelagerte oder fremdbezogene IKT-Dienstleistungen, die DORA unter-
liegen, nicht (mehr) in den Anwendungsbereich des AT 9 MaRisk-E fallen. Mit dieser 
Klarstellung dürften etwaige Doppelarbeiten durch eine parallele Anwendung der 
DORA- und der MaRisk-Vorgaben künftig vermieden und somit unnötige Bürokratie-
lasten abgebaut werden, was wir ausdrücklich unterstützen. 
  

 
Mit der Erstanwendung des Digital Operational Resilience Act (DORA) ab dem  
17. Januar 2025 stellte sich für die DORA unterliegenden Institute (d.h. in erster Linie 
für CRR-Kreditinstitute) die Frage, ob ab diesem Zeitpunkt für ausgelagerte oder 
fremdbezogene IKT-Dienstleistungen ausschließlich die in DORA enthaltenen Rege-
lungen gelten und nicht mehr die Auslagerungsanforderungen des AT 9 MaRisk. Dies 
wäre aus der Sicht des Bankenfachverbandes und seiner Mitgliedsbanken sachge-
recht gewesen, da sich die Regelungen zum Teil erheblich voneinander unterscheiden. 
So ist beispielsweise eine Wesentlichkeitseinstufung, wie sie in AT 9 MaRisk gefordert 
wird, für die Zwecke von DORA nicht relevant. Nach DORA ist hingegen die Kritikalität 
ausschlaggebend, d.h. ob die ausgelagerten oder fremdbezogenen IKT-Dienstleistun-
gen kritische oder wichtige Funktionen des Instituts unterstützen. 
 
In der Aufsichts- und Prüfungspraxis wurde jedoch ab dem 17. Januar 2025 eine pa-
rallele Anwendung der DORA- und der MaRisk-Vorgaben erwartet, was zu erheblichen 
Doppelarbeiten auf Seiten der Institute geführt hat. Demgegenüber stand jedoch keine 
Erhöhung der Cybersicherheit, da DORA ohnehin ein höheres Sicherheitsniveau for-
dert als die MaRisk. Umso mehr begrüßen wir es, dass unser seinerzeitiger Vorschlag 
für eine Klarstellung zum Vorrang der DORA-Vorgaben vor den MaRisk-Auslagerungs-
anforderungen nunmehr aufgegriffen wurde. Auf diese Weise dürfte sowohl für die 
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Institute als auch für die Aufseher und die Prüfer ein eindeutiger Orientierungsrahmen 
vorgegeben werden, mit welchem unnötige Doppelarbeiten fortan vermieden werden 
sollten. 
 
 

4.6   Auslagerung besonderer Funktionen (Risikocontrolling, Compliance, Revision) 
  (zu AT 9 Tz. 5 MaRisk-E) 
 

 

Petitum des Bankenfachverbandes 
 
Wir halten es für sachgerecht, dass die MaRisk-Vorgaben in AT 9 Tz. 5 MaRisk-E für 
Auslagerungen von Aktivitäten und Prozessen in Kontrollbereichen prägnanter for-
muliert werden sollen, vor allem im Hinblick auf eine vollständige Auslagerung der 
Risikocontrolling-Funktion, der Compliance-Funktion oder der internen Revision. 
Laut AT 9 Tz. 5 Satz 5 MaRisk-E sollen sehr kleine Institute wahlweise und ohne wei-
tere Bedingungen die Compliance-Funktion oder die interne Revision vollständig 
auslagern dürfen. 
 
Wenngleich hiermit keine materiellen Änderungen intendiert sein dürften, regen wir 
in diesem Zusammenhang dennoch eine grundsätzliche Übergangsfrist von mindes-
tens einem Jahr für den Fall an, dass im Falle einer vollständigen Auslagerung einer 
besonderen Funktion die Voraussetzung für die Inanspruchnahme dieser Öffnungs-
klausel entfällt und somit eine Reintegration in das Institut erfolgen muss. 
  

 
Vollständige Auslagerungen besonderer Funktionen, beispielsweise der internen Re-
vision, sind in der Praxis sowohl im Kontext von Gruppen (d. h. Auslagerung zum 
Beispiel an das Mutterunternehmen) als auch bei sehr kleinen Instituten eine etablierte 
Vorgehensweise. Vor allem bei sehr kleinen Instituten geht mit einer solchen Ausla-
gerung in der Regel die Einholung spezieller Fachexpertise einher. Daher ist in diesem 
Zusammenhang die Öffnungsklausel für sehr kleine Institute sachgerecht, vor allem 
da mit der neuen und weitergehenden Definition sehr kleiner Institute (d. h. Bilanz-
summe bis eine Milliarde Euro) erheblich mehr Institute als bislang von dieser Öff-
nungsklausel profitieren dürften. 
 
Unabhängig davon besteht weiterhin die Problematik, dass einzelne Institute, die 
diese Öffnungsklausel in Anspruch nehmen und beispielsweise die interne Revision 
vollständig ausgelagert haben, in Zukunft durch Bilanzsummenwachstum nicht mehr 
als sehr klein gelten könnten und folglich die vollausgelagerte Funktion wieder ein-
gliedern müssen. Ein solcher Wiedereingliederungsprozess erfordert in der Regel 
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einen angemessenen zeitlichen Vorlauf, zum Beispiel für die Rekrutierung fachkom-
petenter Mitarbeiter. Wenngleich für diesen Fall entsprechende Handlungsoptionen 
vorgehalten werden müssen, erfordert die Personalgewinnung erfahrungsgemäß ei-
nen Vorlauf von mehreren Monaten, der durch den strukturellen Fachkräftemangel 
zusätzlich verlängert wird. 
 
Von daher schlagen wir vor, in AT 9 Tz. 5 MaRisk eine Erläuterung aufzunehmen, die 
eine grundsätzliche Übergangsfrist von mindestens einem Jahr für solche Wiederein-
gliederungen vorsieht, die durch Entfall der Berechtigung zur Inanspruchnahme die-
ser Öffnungsklausel erforderlich werden. 
 
 

4.7   Kreditspreadrisiken 
  (zu BTR 5 Tz. 2 MaRisk-E) 
 

 

Petitum des Bankenfachverbandes 
 
In BTR 5 Tz. 2 MaRisk-E soll eine Erläuterung zu der Frage aufgenommen werden, 
unter welchen Bedingungen pauschalere Betrachtungen für eine Nichtberücksichti-
gung bestimmter Produkte beim Kreditspreadrisiko möglich sind, was wir grundsätz-
lich begrüßen. Wenngleich die EBA-Leitlinien zu Zinsänderungs- und Kreditspread- 
risiken im Anlagebuch eine pauschale Nichtberücksichtigung von Positionen beim 
Kreditspreadrisiko nicht vorsehen, bestand im Rahmen des IRRBB-Fachgremiums  
jedoch Einigkeit darüber, dass insbesondere bei standardisierten Produkten ein 
Nachweis fehlender Kreditspreadrisikosensitivität unter bestimmten Bedingungen 
für eine spezifische Produktgruppe als Ganzes zulässig ist (vgl. TOP 2 des Ergebnis-
protokolls der Sitzung des IRRBB-Fachgremiums vom 28. Oktober 2025). Wesentli-
che Bedingungen sind in diesem Zusammenhang das Fehlen einer Veräußerungs-
absicht und die Unerheblichkeit von Kreditspreads für die Konditionengestaltung. 
 
Beide Bedingungen sind vor allem bei Mengengeschäften – wie beispielsweise Ver-
braucherratenkredite, Kfz-Finanzierungen und Investitionsgüterfinanzierungen – in 
der Regel erfüllt. Daher erachten wir bei entsprechender Begründung und Dokumen-
tation eine Nichtberücksichtigung dieser Produktgruppen als Ganzes als praktikabel 
und sachgerecht. Wir gehen davon aus, dass die in Rede stehende Erläuterung die 
Zulässigkeit dieser Vorgehensweise verdeutlichen soll. Zur Schärfung des Wortlauts 
schlagen wir vor, die Überschrift der Erläuterung in „Bestimmung von Positionen 
ohne Kreditspreadrisikosensitivität“ zu ändern.  
 

https://www.bundesbank.de/resource/blob/972394/b71b7b3d617078f52e6d0907178d5545/472B63F073F071307366337C94F8C870/2025-12-03-zinsaenderungsrisiko-data.pdf
https://www.bundesbank.de/resource/blob/972394/b71b7b3d617078f52e6d0907178d5545/472B63F073F071307366337C94F8C870/2025-12-03-zinsaenderungsrisiko-data.pdf
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Darüber hinaus wirft die zweifache Verwendung des Wortes „pauschal“ die Frage 
auf, ob damit unterschiedliche Sachverhalte gemeint sind. Die in Rede stehende Er-
läuterung stellt darauf ab, dass „eine pauschale Ausnahme“ bestimmter Positionen 
nicht möglich ist, „pauschalere Betrachtungen“ hingegen schon. Daher schlagen wir 
vor, den zweiten Satz der Erläuterung zum besseren Verständnis wie folgt zu fassen: 
„Nichtsdestotrotz können für bestimmte Produkte übergeordnete Betrachtungen für 
die Produktgruppe als Ganzes angestellt werden, was ihre Nichtberücksichtigung 
angeht.“ 
  

 
Die Vorgaben zu Kreditspreadrisiken im Anlagebuch (CSRBB) wurden im Zuge der 
letzten Novelle neu in die MaRisk aufgenommen. Das Thema Kreditspreadrisiko geht 
auf ein Phänomen während der Finanzmarktkrise zurück, bei welchem sich der Kredit-
spread, d. h. der Marktpreis für die Übernahme des Kreditrisikos, innerhalb einer be-
stimmten Bonitätsklasse, d. h. bei unveränderter Bonität, krisenbedingt abrupt geän-
dert hat. Dementsprechend definieren die diesbezüglichen EBA-Leitlinien 
(EBA/GL/2022/14) solche Instrumente als kreditspreadsensitiv, die auf Änderungen 
von Kreditspreads reagieren. Diese Definition setzt folglich voraus, dass ein öffentlich 
verfügbarer Marktpreis für den Kreditspread eines Instruments vorliegt, wie beispiels-
weise bei Schuldverschreibungen. Für Instrumente, die üblicherweise ohne Veräuße-
rungsabsicht bis zur vollständigen Rückzahlung im Bestand gehalten werden, wie die 
im Mengengeschäft herausgelegten Kredite (v.a. Verbraucherratenkredite, Kfz-Finan-
zierungen und Investitionsgüterfinanzierungen), liegen in der Regel keine entspre-
chenden Marktbewertungen vor. 
 
Hinzu kommt, dass Kreditspreads für die Konditionengestaltung im Mengenkreditge-
schäft regelmäßig keine Relevanz haben. Berücksichtigung finden hierbei üblicher-
weise die Refinanzierungs- und Eigenkapitalkosten, die Personal- und Sachkosten so-
wie die Marge und die Kreditausfallrisikokosten, nicht jedoch Kreditspreads. In diesem 
Lichte hat sich das IRRBB-Fachgremium in seiner Sitzung vom 28. Oktober 2025 auf 
folgende Kriterien für eine Nichtberücksichtigung bestimmter Produktgruppen ver-
ständigt: 
 

„Nachweis fehlender CSRBB-Sensitivität: Die Aufsicht nennt mögliche Bedingun-
gen, um eine fehlende CSRBB-Sensitivität nachzuweisen: 
1. Das Institut hat die alleinige Möglichkeit, die Preise/Konditionen für das Instru-

ment festzulegen und 
2. das Institut beabsichtigt nicht, das Instrument zu veräußern und 
3. das Instrument wird intern so gesteuert, dass es nicht CSRBB-sensitiv ist. An-

nahmen im Risikomanagement eines Instituts hinsichtlich CSRBB sollen zudem 
konsistent mit den Vorgaben im RTF-Leitfaden sein. Dies kann z.B. durch die 

https://www.eba.europa.eu/sites/default/files/document_library/Publications/Guidelines/2022/EBA-GL-2022-14%20GL%20on%20IRRBB%20and%20CSRBB/Translations/1052172/GL%20on%20IRRBB%20and%20CSRBB%20%28EBA%20GL%202022%2014%29_DE_COR.pdf
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interne Kostenrechnung (Deckungsbeitragsrechnung) nachgewiesen werden, 
wenn keine wesentliche Marktabhängigkeit besteht.“ 

 
Die Aufnahme einer allgemein gehaltenen Erläuterung zu dieser Nichtberücksichti-
gungsmöglichkeit in BTR 5 Tz. 2 MaRisk-E erachten wir als sachgerecht, halten aber 
die oben genannten Präzisierungen im Wortlaut aus Verständnisgründen für erforder-
lich, um eine einheitliche Auslegung und Anwendung in der Instituts- und Prüfungs-
praxis sicherzustellen. 
 
 

4.8   Angemessene Übergangs- und Implementierungsfrist 
 

 

Petitum des Bankenfachverbandes 
 
Wenngleich der Konsultationsentwurf im Wesentlichen Erleichterungen vorsieht, in-
dem die MaRisk-Anforderungen prinzipienbasierter gefasst und der Adressatenkreis 
für Öffnungsklauseln erweitert werden sollen, schlagen wir eine Umsetzungsfrist 
von mindestens sechs Monaten vor. Falls die finale MaRisk-Fassung noch im Juni 
2026 veröffentlicht wird, sollte eine Übergangsfrist zumindest bis zum 1. Januar 2027 
gewährt werden. Eine entsprechende Übergangsfrist dürfte aus der Sicht des Ban-
kenfachverbandes und seiner Mitgliedsbanken erforderlich sein, um beispielsweise 
die Inanspruchnahme von Öffnungsklauseln im Einklang mit der neuen proportiona-
len Institutsklassifizierung nach Größenklassen institutsindividuell zu prüfen, zu im-
plementieren und zu dokumentieren. 
  

 
Im Zuge der laufenden Novellierung sollen die MaRisk grundlegend überarbeitet wer-
den, um die Komplexität des Regelwerks zu reduzieren und die Anforderungen prin-
zipienorientierter zu formulieren, was wir ausdrücklich unterstützen. Für die MaRisk-
Anwender dürfte hiermit zunächst jedoch ein erhöhter Aufwand verbunden sein, da 
sämtliche Änderungen in den MaRisk dahingehend analysiert werden müssen, ob und 
inwiefern sich Handlungsbedarfe für die institutsindividuelle Implementierung erge-
ben. Wesentliche Aufwandstreiber dürften dabei neben der erforderlichen Bewertung 
und Dokumentation in Bezug auf die Nutzung proportionaler Umsetzungsspielräume 
vor allem auch die materiellen Änderungen sein, zum Beispiel im Hinblick auf die neue 
Anforderung zur Erstellung von Resilienzanalysen und auf die Anpassungen bei den 
MaRisk-Vorgaben für Auslagerungen. 
 
Insgesamt halten wir eine angemessene Übergangsfrist für die Analyse und die Im-
plementierung wesentlicher Neuerungen und proportionaler Gestaltungsspielräume 



 

BFACH | Stellungnahme vom 8. Mai 2026 zur 9. MaRisk-Novelle | Seite 16 von 16 

für erforderlich, zumal die meisten MaRisk-Anwender kleine und sehr kleine Institute 
mit entsprechend schlanken Personalstrukturen sind. Wir schlagen daher eine Über-
gangsfrist von mindestens sechs Monaten ab Veröffentlichung der finalen MaRisk-
Neufassung vor. Sollte die Neufassung wie im Vorfeld avisiert Mitte 2026 veröffent-
licht werden, plädieren wir für eine Übergangsfrist bis mindestens 1. Januar 2027, 
damit die MaRisk-Neufassung nicht mehr Gegenstand der Jahresabschlussprüfung 
für 2026 wird. 
 
 

4.9   Redaktioneller Hinweis 
  (zu AT 9 Tz. 12 MaRisk-E) 
 
Zu den Aufgaben des zentralen Auslagerungsmanagements zählen laut AT 9 Tz. 12 
Satz 2 Buchstabe b) MaRisk-E die Erstellung und die Pflege einer vollständigen Doku-
mentation der Auslagerungen, mithin eines Auslagerungsregisters. Wir halten den 
Vorschlag, die MaRisk-Vorgaben zum Auslagerungsregister (bisherige Tz. 14 in AT 9 
MaRisk) zu streichen und in diesem Zusammenhang auf die entsprechende KWG-Vor-
gabe zu verweisen, für sachgerecht, um eine Wiederholung bereits gesetzlich normier-
ter Anforderungen in den MaRisk zu vermeiden. 
 
Der vorgesehene Verweis auf § 25 Abs. 1 Satz 4 KWG ist offenkundig nicht korrekt, da 
dieser KWG-Passus das Recht der BaFin normiert, im Einzelfall den Berichtszeitraum 
für bankaufsichtliche Meldungen zu verkürzen. Der Verweis müsste hingegen auf  
§ 25b Abs. 1 Satz 4 KWG lauten, welcher die folgende Regelung umfasst: 
 

„Ein Institut hat im Rahmen seines Risikomanagements ein Auslagerungsregister 
zu führen; darin sind sämtliche wesentlichen und nicht wesentlichen Auslagerun-
gen zu erfassen.“ 

 
Vor diesem Hintergrund bitten wir um Korrektur dieses redaktionellen Fehlers. 
 
 
Für die Gelegenheit zur Stellungnahme danken wir Ihnen sehr herzlich. Für den wei-
teren Austausch und ein persönliches Gespräch stehen wir Ihnen sehr gern zur Verfü-
gung. 
 
Berlin, 8. Mai 2026 
 
gez. Michael Somma 
Leiter Betriebswirtschaft 
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